
der Deutschen Demokratischen Republik

1990 Berlin, den 8. März 1990 Teil I Nr. 14

Tag I n h a l t Seite
1. 3. 90 Beschluß zur Gründung der Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung des Volkseigen­

tums (Treuhandanstalt) ........................................................................................................................... 107
1.3.90 Verordnung zur Umwandlung von volkseigenen Kombinaten, Betrieben und Einrich­

tungen in Kapitalgesellschaften .............................................................................................................. 107

Beschluß
zur Gründung der Anstalt zur treuhänderischen 

Verwaltung des Volkseigentums (Treuhandanstalt)
vom 1. März 1990

1. Zur Wahrung des Volkseigentums wird mit Wirkung vom
1. März 1990 die Anstalt zur treuhänderischen Verwaltung 
des Volkseigentums gegründet. Bis zur Annahme einer 
neuen Verfassung wird die Treuhandanstalt der Regie­
rung unterstellt. Sie ist Anstalt öffentlichen Rechts und 
territorial gegliedert.

2. Mit der Gründung übernimmt die Treuhandanstalt die 
Treuhandschaft über das volkseigene Vermögen, das sich 
in Fondsinhaberschaft von Betrieben, Einrichtungen, 
Kombinaten sowie wirtschaftsleitenden Organen und son­
stigen im Register der volkseigenen Wirtschaft eingetra­
genen Wirtschaftseinheiten befindet. Diese Vermögens­
werte sind nach Rechtsträgern (Fondsinhabern) geglie­
dert von der Staatlichen Zentralverwaltung für Statistik 
in Zusammenarbeit mit dem Ministerium der Finanzen 
und Preise und auf Bezirks- und Kreisebene in Zusam­
menarbeit mit den Abteilungen Finanzen mit dem Stand 
vom 31. Dezember 1989 festzustellen.

3. Die Treuhandanstalt ist berechtigt, juristische oder natür­
liche Personen zu beauftragen, als Gründer und Gesell­
schafter von Kapitalgesellschaften zu fungieren oder die 
sich aus den Beteiligungen ergebenden Rechte und Pflich­
ten wahrzunehmen.

4. Die Treuhandanstalt ist berechtigt, Wertpapiere zu emit­
tieren.

5. Die Rechte und Pflichten der Treuhandanstalt werden in 
einem Statut festgelegt. Das Statut ist zu veröffentlichen. 
Die Treuhandanstalt übt keine wirtschäftsleitenden 
Funktionen aus.

6. Der Verantwortungsbereich der Anstalt umfaßt nicht das 
volkseigene Vermögen, das sich in Rechtsträgerschaft der 
den Städten und Gemeinden unterstellten Betriebe und 
Einrichtungen befindet sowie das volkseigene Vermögen 
der als Staatsunternehmen zu organisierenden Bereiche 
und durch LPG genutztes Volkseigentum.

Berlin, den 1. März 1990

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

Hans M о d г о w 
Vorsitzender

л

Verordnung
zur Umwandlung von volkseigenen Kombinaten,

Betrieben und Einrichtungen in Kapitalgesellschaften
vom 1. März 1990

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für volkseigene Kombinate, Be­
triebe, juristisch selbständige Einrichtungen und wirtschafts­
leitende Organe sowie sonstige, im Register der volkseigenen 
Wirtschaft eingetragene Wirtschaftseinheiten, nachfolgend 
Betriebe genannt.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für das Staatsunternehmen 
Deutsche Post mit seiner Generaldirektion, die Eisenbahn, die 
Verwaltung der Wasserstraßen und die Verwaltung des öf­
fentlichen Straßennetzes.

Verfahren der Umwandlung

§ 2

(1) Betriebe sind in eine Gesellschaft mit beschränkter Haf­
tung (GmbH) oder in eine Aktiengesellschaft (AG) umzuwan­
deln. Über Ausnahmen, z. B. die Umwandlung in Genossen­
schaften, Personengesellschaften oder anderen Organisations­
formen im Bereich der Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirt­
schaft, entscheidet die Anstalt zur treuhänderischen Verwal­
tung des Volkseigentums (Treuhandanstalt). Sie hat die ver­
mögensrechtliche Stellung von nicht umgewandeiten Betrie­
ben zu bestimmen und zu sichern.

(2) Die Umwandlung gemäß Abs. 1 bedarf der Stellung­
nahme des Vertretungsorgans der Beschäftigten des umzu­
wandelnden Betriebes.

§3
(1) Die Geschäftsanteile bzw. Aktien der durch Umwand­

lung gebildeten Kapitalgesellschaft übernimmt die Treu­
handanstalt.

(2) Die Treuhandanstalt beauftragt entsprechend ihrem 
Statut juristische oder natürliche Personen als Gesellschafter 
zu fungieren bzw. die sich aus Beteiligungen ergebenden 
Rechte und Pflichten wahrzunehmen.

§4
(1) Zur Umwandlung bedarf es einer Umwandlungserklä­

rung des umzuwandelnden Betriebes und der Treuhandanstalt 
als Übernehmender der Anteile. Vor der Umwandlungserklä­
rung hat die Treuhandanstalt die Stellungnahme des über-


